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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Frau Eid und der Fraktion DIE GRÜNEN 
— Drucksache 1 1 76559 — 


Entwicklungspolitische Zusammenarbeit zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und Somalia 


1. Die Bundesregierung hat in der Antwort auf die Kleine Anfrage der 
Fraktion DIE GRÜNEN vom 12. Dezember 1989 (Drucksache 
11/6038) auf die Fragen 6 und 7 mitgeteilt, „daß die Respektierung 
der Menschenrechte auch zu den Rahmenbedingungen einer sinn- 
vollen und erfolgreichen entwicklungspolitischen Zusammenarbeit 
gehört. Da die Bundesregierung diese Rahmenbedingungen gerade 
auch wegen der in den vorstehenden Fragen angesprochenen Men- 
schenrechtsverletzungen zur Zeit als beeinträchtigt ansieht, hat sie 
im Oktober 1989 die staatliche Entwicklungszusammenarbeit mit 
Somaha eingeschränkt". 

Kann die Bundesregierung spezifizieren, was die Aussage konkret 
bedeutet, daß sie „die staatliche Entwicklungszusammenarbeit mit 
Somalia" eingeschränkt hat? 


Die im Oktober 1989 verfügte Einschränkung der staatlichen Ent- 
wicklungszusammenarbeit mit Somalia bedeutet konkret: 

a) Im Bereich der TZ wurden von 17 laufenden Projekten fünf 
Projekte suspendiert und in diesem Zusammenhang von insge- 
samt 43 Fachkräften 15 Fachkräfte zurückgezogen bzw. nicht 
nachbesetzt. Ein bereits zugesagtes Neuprojekt wurde nicht 
begonnen. Drei hierfür vorgesehene Fachkräfte wurden nicht 
entsandt. 

b) Im Bereich der FZ wurden von neun laufenden Vorhaben drei 
unterbrochen. Ein bereits zugesagtes Neuvorhaben wurde 
nicht begonnen. 

c) 1989 zunächst vorgesehene Regierungskonsultationen und 
Regierungsverhandlungen mit Somalia wurden nicht durch- 
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geführt. Eine in der Rahmenplanung 1989 für Somalia vorge- 
sehene FZ-Zusage in Höhe von 20 Mio. DM wurde nicht ge- 
macht. 


2. Auf Frage 12 der gleichen Drucksache antwortet die Bundes- 
regierung, daß eine Rückkehr zur vorherigen Zusammenarbeit vor- 
aussetzt, „ daß sich die Sicherheitslage im Lande verbessert und daß 
die somalische Regierung konkrete pohtische Schritte in Richtung 
auf inneren Ausgleich und Respektierung der Menschenrechte 
unternimmt". 

Wann betrachtet die Bundesregierung die Sicherheitslage in Somalia 
als „verbessert", und was betrachtet die Bundesregierung als ausrei- 
chende konkrete politische Schritte „in Richtung auf inneren Aus- 
gleich und Respektierung der Menschenrechte"? 


Die Sicherheitslage im Lande gilt dann als verbessert, wenn 
Regierungstruppen und Rebellenorganisationen sich in den Pro- 
jektgebieten der Entwicklungszusammenarbeit nicht mehr mit 
Waffen bedrohen, die militärischen Aktionen beider Seiten einge- 
stellt werden und die dort arbeitenden Entwicklungshilfe-Exper- 
ten damit nicht mehr der Gefahr für Leib und Leben etwa durch 
Kampfhandlungen, verminte Straßen oder bewaffnete Überfälle 
ausgesetzt sind. Dies kann nur fallweise entschieden werden. 

Unabhängig hiervon strebt die Bundesregierung gemeinsam mit 
ihren europäischen Partnern an, daß die politische Führung in 
Mogadischu konkrete Schritte für eine wirksame friedliche Lö- 
sung der inneren Konflikte und für die strikte Beachtung def 
Menschenrechte unternimmt. Dazu gehören rechtsstaatliche 
Reformen mit dem Ziel eines Mehrparteiensystems, freier Wahlen 
und entsprechender Verfassungsänderungen. 


3. Welche Rolle spielt die somalische Polizei bei der Unterdrückung der 
somahschen Bevölkerung, bei der Ermordung von Zivilisten und 
allgemein bei der Verletzung von Menschenrechten? 


Nach Kenntnis der Bundesregierung spielt die somalische Polizei 
keine erkennbare Rolle bei Maßnahmen zur Unterdrückung der 
somalischen Bevölkerung. 

Die positive Rolle der somalischen Polizei wird auch von Kritikern 
des Regimes bestätigt. 

Der von amnesty international während seiner Inhaftierung vom 
13. Juli bis 21. Oktober 1989 in Somalia betreute Menschenrechts- 
anwalt Dr. Ismail Jumaale Ossobleh hat im März dieses Jahres 
gegenüber unserer Botschaft in Mogadischu erklärt, daß die Poli- 
zei die einzige nicht- politische Institution in Somalia sei und das 
einzige Sicherheitsorgan, das im ganzen Land die Kriminalität 
bekämpfe. 


4. Kann die Bundesregierung ausschließen, daß Gegenstände, die die 
somalische Polizei über das Ausstattungshilfeprogramm der Bundes- 
regierung erhält, mißbraucht werden vom Unterdrückungsapparat 
der somalischen Regierung Siad Barres? 
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Im Rahmen der Ausstattungshilfe an Somalia gelieferte Güter 
werden ausschließlich von der somalischen Polizei genutzt, deren 
Rolle in der Antwort auf Frage 3 dargelegt wird. 


5. Wofür werden die im Rahmen des Ausstattungshüfeprogramms 1988 
bis 1990 gelieferten Fahrzeuge, das generalüberholte Flugzeug von 
der Polizei eingesetzt? 


Die geheferten Fahrzeuge sowie das Flugzeug des Typs DO 28 
dienen der Verbesserung des Transportwesens der Polizei. 


6. Hält die Bundesregierung - angesichts der zunehmenden Men- 
schenrechtsverletzungen von seiten der somalischen Regierung - die 
Präsenz einer Beratergruppe der Bundeswehr in Mogadischu für ge- 
rechtfertigt bzw. für notwendig und aus welchen Gründen? 


Die Beratergruppe der Bundeswehr befindet sich seit 25 Jahren in 
Somalia. Sie ist ausschließlich in ziviltechnischen Bereichen tätig 
und nimmt keine polizeilichen oder polizeiähnlichen Aufgaben 
wahr. Die Beratergruppe der Bundeswehr stellt durch ihre Tätig- 
keit den Einsatz des im Rahmen der Ausstattungshilfe gelieferten 
Materials sicher. 


7. Wie beurteilt die Bundesregierung die Tatsache, daß sie als Argu- 
ment für Polizei- und Miiitärhilfe immer anführt, daß diese in den 
Empfängerländern zu mehr Rechtsstaatlichkeit beitragen können, in 
Somaha die Entwicklung jedoch genau gegenteilig verläuft? 


Die somalische Polizei verfügt im Gegensatz zu den somalischen 
Streitkräften, die von der Bundesregierung nicht unterstützt wer- 
den, über eine gut funktionierende und disziplinierte Organisa- 
tion. Sie hat bei der Bevölkerung dank ihres korrekten und nach 
rechtsstaatlichen Maßstäben ausgerichteten Vorgehens einen 
guten Ruf. Die Unterstützung durch die Bundesregierung hat zu 
ihrer erfolgreichen Arbeit beigetragen. 

Die Bundesregierung unterstützt die somalische Polizei wegen 
ihrer anerkannt positiven Rolle als nicht-politische Institution im 
Bereich der öffentlichen Sicherheit in Somalia. Siehe hierzu auch 
Antwort zu Frage 3. 


3 



Druck: Thenee Druck KG, 5300 Bonn, Telefon 23 19 67 

Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, Postfach 20 13 63, Herderstraße 56, 5300 Bonn 2, Telefon (02 28) 36 35 51 , Telefax (02 28) 36 12 75 

ISSN 0722-8333 


